
S 43 R 457/20 

SOZIALGERICHT FÜR DAS SAARLAND 

Prozessbevollmächtigte: DGB Rechtsschutz GmbH, Alleestr. 58, 66953 
Pirmasens, 

gegen 

- Beklagte -

hat die 43. Kammer des Sozialgerichts für das Saarland ohne mündliche Verhand­

lung am 5. Oktober 2020 gemäß § 105 Sozialgerichtsgesetz (SGG) durch den 

Präsidenten des Sozialgerichts ... 

für R e c h t erkannt: . 

1. Die Klage wird abgewiesen.

2. Die Beteiligten haben einander keine Kosten zu erstatten.
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Tatbestand: 

Der Kläger begehrt die Neuberechnung seiner Altersrente im Wege des Überprü­

fungsverfahrens unter Berücksichtigung der in der Zeit vom 01.06.2017 bis 

31.08.17 tatsächlich beitragspflichtigen Entgelte. 

Der am 01.03.1952 geborene Kläger beantragte am 20.04.2017 die Gewährung 

einer Altersrente. Ein Grad der Behinderung (GdB) von 60 war anerkannt. Im Ren­

tenantrag gab er an, dass er bis zum Rentenbeginn am 31.08.2017 Arbeitsentgelt 

beziehen werde. 

Mit Schreiben vom 02.06.2017 teilte die Beklagte dem Kläger mit, dass gemäß 

seinen Angaben im Rentenantrag die Anforderung einer gesonderten Meldung bei 

seinem Arbeitgeber entfalle, da eine Hochrechnung des Entgelts bis zum Renten­

beginn unterbleiben solle. Dies führe allerdings dazu, dass die Rentenbewilligung 

in der Regel erst nach dem Rentenbeginn - nach Eingang der Meldung des Ent­

gelts durch den Arbeitgeber - erfolgen könne. In dem Schreiben ist weiterhin u.a. 

ausgeführt: 

,,Aus diesem Grunde werden wir ... die Rente fristgerecht unter Berücksichti­
gung der bereits vorhandenen Zeiten feststellen und später mit allen tatsäch­
lichen Entgelten eine Neuberechnung durchführen. Bei der beschriebenen 
Verfahrensweise entstehen Ihnen keinen finanziellen Nachteile .... " 

Daraufhin ließ der Kläger am 09.06.2017 durch einen Beauftragten erklären, dass 

er nun doch die Hochrechnung wünsche und dass die erforderlichen Einkom­

mensermittlungen durch die Beklagte geführt werden sollten. Er wurde dabei da­

rauf hingewiesen, dass in diesem Fall eine Neuberechnung nicht mehr durchge­

führt werde, auch wenn noch eine höhere Zahlung erfolgen sollte. Am 16.06.2017 

bestätigte dies der Kläger im Rahmen einer persönlichen Vorsprache. 

Die Beklagte zog daraufhin von dem letzten Arbeitgeber des Klägers (Fa. T. 

GmbH) Lohnabrechnungen bei und gewährte dem Kläger mit Bescheid vom 

27.06.2017 Regelaltersrente ab dem 01.09.2017 mit einem monatlichen 

Zahlbetrag von 1.743,90 Euro (brutto). 
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Die Berufung und der Antrag auf Zulassung der Revision können bei den jeweils 

vorgenannten Stellen auch in elektronischer Form eingelegt werden. Die elektroni­

sche Form wird durch Übermittlung eines elektronischen Dokuments gewahrt, das 

für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet ist und entweder von der verant­

wortenden Person qualifiziert elektronisch signiert ist oder von der verantworten­

den Person auf einem sicheren Übermittlungsweg gern. § 65a Abs. 4 Sozialge­

richtsgesetz (SGG) eingereicht wird. Weitere Voraussetzungen, insbesondere zu 

den zugelassenen Dateiformaten und zur qualifizierten elektronischen Signatur, 

ergeben sich aus der Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des 

elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Behörden­

postfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERW). Über das Justizpor­

tal des Bundes und der Länder (www.justiz.de) können weitere Informationen über 

die Rechtsgrundlagen, Bearbeitungsvoraussetzungen und das Verfahren des 

elektronischen Rechtsverkehrs abgerufen werden. 

Gez. ... 

Präsident des Sozialgerichts 

Die vorstehende Abschrift stimmt 
mit dsr Urschrift überein. 

Saarbrücken, O 5. Okt. 




